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Vielen Dank für Ihr Interesse an unseren juristischen Fachbüchern. 

 
Auf den nachfolgenden Seiten finden Sie einen Auszug Ihres 

gewünschten JVP-Exemplars als Leseprobe. 
 

Sie können die komplette Ausgabe jederzeit direkt „online“ unter 
www.jvpegnitz.de, per Fax oder Telefon bestellen. 

 
 

Juristischer Verlag Pegnitz 
Lohestraße 17 

D - 91257 Pegnitz 
 

Telefon: +49 - (0)9241 / 8091-0 
Telefax: +49 - (0)9241 / 8091-21 

 
E-Mail: info@jvpegnitz.de 

Internet: http://www.jvpegnitz.de 
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Erkenntnis

zwangsweise







Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem emp-
findlichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

Wer zum Zwecke der Selbsthilfe eine Sache wegnimmt, zerstört oder beschädigt 
oder wer zum Zwecke der Selbsthilfe einen Verpflichteten, welcher der Flucht ver-
dächtig ist, festnimmt oder den Widerstand des Verpflichteten gegen eine Hand-
lung, die dieser zu dulden verpflichtet ist, beseitigt, handelt nicht widerrechtlich, 
wenn obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne sofortiges 
Eingreifen die Gefahr besteht, dass die Verwirklichung des Anspruchs vereitelt 
oder wesentlich erschwert werde. 

Lesen Sie die Vorschrift des § 229 BGB genau durch und versuchen 
Sie die Voraussetzungen selbstständig herauszuarbeiten. 









(1) Zustellung ist die Bekanntgabe eines Dokuments an eine Person in der in 
diesem Titel bestimmten Form. 

(2) Dokumente, deren Zustellung vorgeschrieben oder vom Gericht angeordnet 
ist, sind von Amts wegen zuzustellen, soweit nicht anderes bestimmt ist. 

Näheres zur Ersatzzustellung finden Sie weiter unten.





; dazu später 
mehr







„Herrn Peter Müller, Fürther Str. 114, 90429 Nürnberg" 



(1) Bei nicht prozessfähigen Personen ist an ihren gesetzlichen Vertreter zuzu-
stellen. Die Zustellung an die nicht prozessfähige Person ist unwirksam. 

(2) Ist der Zustellungsadressat keine natürliche Person, genügt die Zustellung 
an den Leiter. 

(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Leitern genügt die Zustellung an 
einen von ihnen. 

„Herrn Wolfgang Müller, Fürther Str. 114, 90429 Nürnberg,
als gesetzlicher Vertreter des minderjährigen Peter Müller" 

„Herrn Wolfgang und Frau Ilse Müller, .....,  
als gesetzliche Vertreter des minderjährigen Peter Müller“ 

„Herrn Peter Müller, Fürther Str. 114, 90429 Nürnberg,  
gesetzlich vertreten durch Herrn Wolfgang Müller" 



(1) Wird an eine Person zugestellt, für die ein Betreuer bestellt ist, ist diesem 
eine Abschrift des zugestellten Dokuments mitzuteilen, soweit er bekannt ist 
und sein Aufgabenkreis betroffen ist. 

(2) Wird nach § 170 Absatz 1 an den Betreuer zugestellt, ist dem Betreuten ei-
ne Abschrift des zugestellten Dokuments mitzuteilen. 

Sonderfall:

Zustellung von Sorgerechtsentscheidungen an den über 14 Jahre  
alten Minderjährigen. 

Der über 14 Jahre alte Minderjährige hat in Sorgerechtsentscheidun-
gen (z.B. elterliche Sorge) ein selbstständiges Beschwerderecht. Er ist 
demnach, obgleich er minderjährig ist, für das Beschwerdeverfahren

uneingeschränkt prozessfähig. Die Zustellpflicht nach § 170 Abs. 1 
ZPO an den gesetzlichen Vertreter gilt somit im Beschwerdeverfahren 
nicht. 

In der Rechtsprechung ist umstritten, ob sich diese uneingeschränkte 
Prozessfähigkeit auch bereits auf die Zustellung der beschwerdefähi-
gen Entscheidung erstreckt. Verschiedentlich wird dies bejaht und die 
Zustellung erfolgt an den Minderjährigen selbst – ohne Hinweis auf die 
gesetzliche Vertretung. 

„Fa. Olaf Huber OHG, vertreten durch den persönlich haftenden
Gesellschafter Werner Huber, Hauptstr. 8, 91257 Pegnitz" 



 persönlich

„Herrn Werner Huber, als persönlich haftenden
Gesellschafter der Fa. Olaf Huber OHG..." 

(1) In einem anhängigen Verfahren hat die Zustellung an den für den Rechts-
zug bestellten Prozessbevollmächtigten zu erfolgen. Das gilt auch für die 
Prozesshandlungen, die das Verfahren vor diesem Gericht infolge eines 
Einspruchs, einer Aufhebung des Urteils dieses Gerichts, einer Wiederauf-
nahme des Verfahrens, einer Rüge nach § 321a ZPO oder eines neuen 
Vorbringens in dem Verfahren der Zwangsvollstreckung betreffen. Das Ver-
fahren vor dem Vollstreckungsgericht gehört zum ersten Rechtszug. 

(2) Ein Schriftsatz, durch den ein Rechtsmittel eingelegt wird, ist dem Prozess-
bevollmächtigten des Rechtszuges zuzustellen, dessen Entscheidung ange-
fochten wird. Wenn bereits ein Prozessbevollmächtigter für den höheren 
Rechtszug bestellt ist, ist der Schriftsatz diesem zuzustellen. Der Partei ist 
selbst zuzustellen, wenn sie einen Prozessbevollmächtigten nicht bestellt 
hat.



„Herrn RA Dr. Richtig....“ 

Strittig:
Viele Gerichte stellen in diesem Fall an die Partei selbst zu, infor-
mieren diese dann aber, dass ihrem vorprozessual Bevollmächtig-
ten nicht zugestellt wurde. 


